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PRESSESPIEGEL

Anklage ohne neue Beweise
Das „Wall Street Journal“ (New York)
meint zur Anklage gegen Donald Trump:
„DonaldTrumpsVerhaltennachderWahl
2020 war betrügerisch und zerstörerisch,
sein Dienstvergehen am 6. Januar 2021
war schändlich, aber war es kriminell? (...)
Die Anklage liefert (...) über seine be-
kannten Tweets und öffentlichen Äuße-
rungen hinaus keine neuen Beweise, die
einen Zusammenhang zwischen dem
Aufstand und Trump belegen könnten.“

Ein moralisches Desaster
Die „Pforzheimer Zeitung“ schreibt:
„Dass Trumps Republikaner sich auf die
Seite des Angeklagten stellen, das Ver-
trauen in die Justiz und die Institutionen
weiter untergraben und ihn erneut nomi-
nieren wollen, obwohl sie gesehen und ge-
hört haben, was am 6. Januar 2021 ge-
schehen ist, ist ein moralisches Desaster.“

Grenzen bei der Selbstverteidigung
Die Zeitung „De Telegraaf“ (Amster-
dam) zu ukrainischen Drohnenangriffen:
„Bisher handelt es sich bei den Angriffen
auf Moskau vor allem um Nadelstiche. (...)
Nach den vielen zivilen Todesopfern im
eigenen Land will die Ukraine verständli-
cherweise zurückschlagen. (...) Streng ge-
nommen kann das Recht auf Selbstvertei-
digung auch den Angriff auf militärische
Ziele auf russischem Gebiet beinhalten.
Die Furcht des Westens vor einer Eskala-
tion führt allerdings notwendigerweise zu
einer Zurückhaltung, die den russischen
Aggressorvorerstnochbegünstigt.“

Das Potenzial Afrikas unterschätzt
Die „Financial Times“ (London) kom-
mentiert die Entwicklung im Niger:
„Zu lange haben sowohl Europa als auch
die USA das Potenzial und die strategi-
sche Bedeutung Afrikas aufgrund einer
anachronistischen Betrachtung des Kon-
tinents als rein humanitäres Problem
ignoriert. (...) Nur wenn sie den Konti-
nent ernster nehmen und ihm helfen zu
gedeihen, können sie verlorenes Terrain
zurückgewinnen.“

RNZ-LEXIKON

Verschwörung
Verschwörung gegen die Vereinigten
Staaten: Das ist der schwerwiegende
Vorwurf, der Ex-US-Präsident Do-
nald Trump in der Anklageschrift ge-
macht wird. Als Verschwörung wird die
geheime Zusammenarbeit einer Grup-
pe zum Nachteil eines Dritten bezeich-
net. In der deutschen Bezeichnung
schwingt das Wort „Schwur“ mit, weil
die Beteiligten oft mit einem Eid Ge-
heimhaltung und Kooperation zusi-
chern müssen. Im anglo-amerikani-
schen Recht bezeichnet „conspiracy“
auch die Beteiligung an einer Straftat.

Verschwörungen hat es immer
schon gegeben: Das bekannteste Bei-
spiel ist die Verschwörung römischer
Senatoren, die 44 v.Chr. zur Ermor-
dung von Julius Cäsar führte. Ein an-
deres Beispiel ist die (gescheiterte)
Pazzi-Verschwörung von 1478, die in
Florenz zum Sturz der Medici führen
sollte. Der Begriff der Verschwörung
ist in der Regel negativ konnotiert und
beinhaltet eine moralische Verurtei-
lung. Eine Ausnahme sind die „Ver-
schwörer des 20. Juli 1944“, die ver-
suchten, Adolf Hitler mit einem Bom-
benattentat zu töten. abs

K O M M E N T A R E

Ein Fiasko
Klaus Welzel zur deutschen
Außenpolitik in der Sahelzone

Es war zuerst der damalige Entwick-
lungsminister Dirk Niebel, der für eine
sichere Sahelzone warb, damit der Is-
lamische Staat zwischen Sudan und
Mali nicht die Oberhand gewinnt. Die
Bundeswehr sollte zum Bindeglied
einer robusten Außenpolitik und
wohlwollender Entwicklungshilfe für
gefährdete Staaten werden. Dieser
Plan ging gründlich schief. Mit Niger
fällt jetzt der sechste Staat in der Re-
gion in die Hände von Militärs, die ent-
weder mit Islamisten oder Russland
kungeln. Rein machtpolitisch formu-
liert muss man sagen: Beide bieten den
Machthabern offenbar mehr, als das
Europa der früheren Kolonialherren.

Und nur weil der Ukrainekrieg
derzeit alle anderen Themen überla-
gert, und das Feindbild Russland das
Feindbild Islamismus wieder abgelöst
hat, werden die nötigen Debatten um
dieses Fiasko eher kleinlaut geführt.
Gleichwohl birgt das Abgleiten der
Sahelzone eine große Gefahr in sich –
auch angesichts des Umstands, dass
die westafrikanische Staatengemein-
schaft mit einem Militärschlag gegen
Niger droht. Instabile Regionen lösen
Fluchtbewegungen aus und sie sind die
ideale Brutstätte für Terror. Höchste
Zeit die deutsche Außenpolitik hier
nachzujustieren.

An die Schulen
Thomas Vitzthum zur Bundeswehr

Werbekampagnen der vergangenen
Jahre für die Bundeswehr versuchten
sich stets in der Quadratur des Krei-
ses. Sie wollten das Besondere am
Arbeitgeber Bundeswehr herausstel-
len. „Wir dienen Deutschland“, lautet
ein Slogan. Gleichzeitig sollte die
Bundeswehr aber als ein ganz nor-
maler Arbeitgeber präsentiert wer-
den. Erfolgreich war das nicht. Die
Bewerberzahlen für den Job als Sol-
datin oder Soldat sind auch dieses Jahr
zurückgegangen. Verteidigungsmi-
nister Boris Pistorius, das populärste
Mitglied dieser Regierung, hat zwar
einige Erklärungen für den Bewer-
ber-Rückgang. Ein Rezept dagegen
präsentiert er aber noch nicht. Die
Bundeswehr müsse schneller auf die
Absolventen der Schulen zugehen,
fordert er. Da ist es wohl schon zu spät.
Die Entscheidung, was nach der
Schule kommt, treffen junge Men-
schen in der Regel nicht nach, son-
dern während der Schulzeit.

Viel sinnvoller wäre es, als Ge-
sellschaft anzuerkennen, dass ein
Arbeitgeber, der für die Verteidigung
des eigenen Landes zuständig ist, eben
doch kein normaler Arbeitgeber wie
jeder andere ist. Er sollte nicht „auch“
Zugang zu Schulen haben, sondern
ihm muss ein prioritärer Zugang ein-
geräumt werden, um sich und seine
Aufgaben vorzustellen.

Dringend nötig
Christian Altmeier über die Anklage
gegen Donald Trump

Die mittlerweile dritte Anklage gegen
Donald Trump in wenigen Monaten ist
nicht nur die schwerwiegendste – son-
dern auch die wichtigste. Endlich ver-
sucht der Rechtsstaat einen früheren
Regierungschef dafür zur Verantwor-
tung zu ziehen, dass er aktiv versucht
hat, die Demokratie in den USA zu
untergraben. Dass rund ein Drittel der
Amerikaner dies nicht als Genugtuung
sondern als Affront empfindet, zeigt,
wie dringend nötig die juristische Auf-
arbeitung der Geschehnisse ist.

Denn Trump ist nicht alleine. Er
mag die Lüge vom Wahlbetrug in die
Welt gesetzt haben. Aber ohne die re-
publikanischen Parteieliten, die diese
Lüge wider besseres Wissen bekräf-
tigen, und ohne konservative Medien,
die sie weiterverbreiten, wäre sie rasch
verpufft. Eine Verurteilung Trumps
wäre daher auch ein Weckruf an die
„Grand Old Party“, endlich zur Be-
sinnung zu kommen. Anderenfalls
könnte Trump die Republikaner noch
aus dem Gefängnis heraus vor sich
hertreiben. Ob er dort tatsächlich lan-
det, werden nicht nur die Geschwo-
renen entscheiden. Denn das für das
Land wichtigste Urteil wird wohl am
5. November 2024 gesprochen werden
– an den Wahlurnen. Auch hier könn-
te die Anklage Wirkung zeigen, indem
sie Wechselwähler davon abhält, dem
Republikaner ihre Stimme zu geben.

Karikatur: Klaus Stuttmann
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„Trump kann wieder gewinnen“
Amerika-Historiker Manfred Berg über die Anklage gegen den Ex-Präsidenten und dessen Wahlchancen

Von Christian Altmeier

Heidelberg. Manfred
Berg (Foto: privat) ist
Curt-Engelhorn-Stif-
tungsprofessor für
Amerikanische Ge-
schichte am Histori-
schen Seminar der
Universität Heidelberg
und stellvertretender
Direktor des Heidel-
berg Center for American Studies (HCA).

> Herr Professor Berg, die neueste An-
klage gegen Donald Trump wiegt von
den bisherigen Anklagen gegen ihn am
schwersten. Was droht dem Ex-Präsi-
denten nun?

Es geht bei dieser Anklage um die Ereig-
nisse des 6. Januar 2021 und damit um den
Putschversuch, für den Trump verant-
wortlich ist, wie wir ja alle deutlich gese-
hen haben. Die Vorwürfe sind gravierend
und dafür drohen ihm hohe Haftstrafen.

> Und wie wahrscheinlich ist es, dass er
auch verurteilt wird?

Genau das ist das Problem. Es gibt sehr
hohe Beweishürden. Die Anklage von
Sonderermittler Jack Smith beruht auf
der Beschuldigung, Trump habe genau
gewusst, dass die Wahl fair verlaufen ist
und es keinen Wahlbetrug gegeben hat.
Gleichwohl habe er vorsätzlich die Lüge
von der „gestohlenen Wahl“ verbreitet,
um das Wahlergebnis zu kippen. Wenn
Trump aber tatsächlich an den Wahlbe-
trug geglaubt haben sollte, fiele sein Pro-
test gegen den Wahlausgang unter die ge-
setzlich geschützte Redefreiheit. Smith
muss also zweifelsfrei belegen, dass
Trump nicht guten Glaubens handelte.

> Wie wichtig ist es, dass Trumps frü-
herer Vizepräsident Mike Pence die
Anklage begrüßt?

Ich glaube, dass Pence einer der ent-
scheidenden Zeugen im Prozess sein wird,

vermutlich sogar der Kronzeuge. Trump
hat ja Pence, nach allem, was über des-
sen Aussagen bekannt ist, ganz klar auf-
gefordert, viele Wahlmännerstimmen für
Joe Biden einfach nicht zu zählen. Pence
habe dies mit dem Argument abgelehnt,
dies überschreite seine Kompetenz. Und
Trump soll Pence daraufhin gesagt ha-
ben: „Du bist zu ehrlich.“ Pence ist also
eine zentrale Figur in dieser Anklage.

> Glauben Sie, dass sich weitere pro-
minente Republikaner von Trump ab-
wenden werden?

Das ist möglich. Es wird darauf ankom-
men, wie dieses Verfahren läuft und wann
der Prozess überhaupt beginnt. Das wird
nicht vor Mitte nächsten Jahres sein. Al-
lerdings hat sich seit 2016 der Großteil
der republikanischen Parteieliten immer
danach gerichtet, wie die Parteibasis zu
Trump steht. Und die Basis steht wei-
terhin fest zu Trump.

> Kann der Prozess daran etwas ändern?
Nein, das glaube ich nicht. Zwei Drittel bis
drei Viertel der Anhänger der Republika-
ner glauben an die Lüge vom Wahlbetrug
und werden sich auch durch die Anklage
nicht davon abbringen lassen. Wer durch
die Ereignisse vom 6. Januar nicht über-
zeugt wurde, den kann nichts überzeugen.
Die Trump-Loyalisten leben in einer von
Trump erschaffenen Parallelwelt.

> Werden die Republikaner Trump wie-
der als Kandidaten nominieren?

Ich gehe nach wie vor davon aus, dass er
der Favorit im Präsidentschaftsrennen
der Partei ist. Er führt deutlich in den
Umfragen. Und sein einziger ernstzuneh-
mender Konkurrent, Floridas Gouver-
neur Ron DeSantis, steht in Bezug auf die
Anklagen klar hinter Trump und bekräf-
tigt dessen Vorwurf, dass die juristische
Verfolgung politisch motiviert sei.

> Könnte sich Trump bei einem Wahl-
sieg selbst begnadigen?

Das ist umstritten. Es steht nicht explizit
in der Verfassung, dass er das nicht darf,
aber, dass niemand Richter in eigener Sa-
che sein darf, ist eigentlich ein so fun-
damentaler Rechtsgrundsatz, dass er gar
keiner besonderen Erwähnung bedarf.
Nur, wir wissen natürlich, dass Trump
keinerlei Normen und Regeln anerkennt
und keinen Respekt vor den Institutio-
nen hat. Er würde also nicht zögern, so et-
was zu versuchen. Donald Trump ist in
der amerikanischen Verfassung nicht
vorgesehen. Ihm ist alles zuzutrauen. Was
er aber definitiv nicht kann, ist Prozesse,
die in den Einzelstaaten gegen ihn an-
hängig sind, einstellen zu lassen oder
Urteile aufzuheben, die dort fallen.

> Wie stünden denn die Chancen von
Trump in einer Präsidentschaftswahl?

Da gibt es noch sehr viele Unsicherhei-
ten. Es wird darauf ankommen, wie der
Prozess gegen ihn verläuft, wie die Wirt-
schaftslage sein wird und welchen Rück-
halt Joe Biden dann hat, der ja auch nicht
sehr populär ist. Und auch die Unwäg-
barkeiten des amerikanischen Wahlsys-
tems werden wieder eine Rolle spielen.
Auch 2020 haben in den Swing States ja
nur einige zehntausend Stimmen den
Ausschlag gegeben. Deshalb bin ich pes-
simistisch. Trump kann unter ungünsti-
gen Umständen wieder gewinnen.

> Was würde eine zweite Amtszeit von
Donald Trump bedeuten?

Das wäre national wie international eine
Katastrophe. Dieses Mal würden er und
diejenigen, die hinter ihm stehen, ver-
suchen, den sogenannten „tiefen Staat“
sehr schnell umzubauen beziehungswei-
se zu eliminieren. Ich fürchte, wenn
Trump gewinnen sollte, würde es in den
USA ähnlich aussehen wie derzeit in Is-
rael – nur gewalttätiger.

i Info: Manfred Berg zum Vertrauen in
die politischen Institutionen der USA:
www.rnz.de/politik

Schwerwiegend: Donald Trump wird wegen ver-
suchter Wahlbeeinflussung angeklagt. Foto: AFP
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Sitz der beiden Kongresskammern

Kongressverfahren zur Bestätigung
von Joe Bidens Präsidentschafts-
wahlsieg beginnt

Tausende strömen zumKapitol,
Hunderte kommen in das Gebäude

4 Demonstranten sterben

1 Polizeibeamter stirbt zwei Tage
später an seinen Verletzungen

Rücktrittsankündigung des
Kapitol-Polizeichefs Steven Sund
und des obersten Sicherheits-
beamten der beiden Kammern
des Kongresses

7. Januar

Quellen: US-Medien, Karten: mapsnews.com/openstreetmap.org

Abgeordnete verbarrikadieren sich

Demonstranten schlagen
Fenster ein, verwüsten Büros

Washingtons Bürgermeister ordnet
eine Ausgangssperre ab 18Uhr an
Die Polizei setzt Tränengas ein,
um die Menge zurückzudrängen

Ausgangssperre

Washington DC

Menschen-
menge stürmt
Barrikaden

Einige Menschen
klettern auf ein
Gerüst, klopfen an
Fenster im 2. Stock

Demonstranten
gelangen an
der Ostseite in
das Gebäude

Die Menge
klettert
über die
Mauern

Donald Trump hält eine Ansprache,
erzählt einer Menge von Anhängern,
er würde „niemals nachgeben“
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